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•	 Der Ortsgemeinderat hat am 13.03.2024 die Ein-
leitung des Verfahrens zur Aufstellung der Satzung 
„Kreuzung im Glockenacker / Ortsstraße“ gem. § 
34 Abs. 4 Nr. 3 BauGB im Ortsteil Schwanden be-
schlossen (§ 2 Abs. 1 BauGB).

•	 Der Beschluss, diese Satzung aufzustellen, wurde 
am 05.07.2024 ortsüblich bekanntgemacht (§  2 
Abs. 1 BauGB).

Kottweiler-Schwanden, den __.__.____

	 ________________

Die Ortsbürgermeisterin	

		

•	 Die Aufstellung der Satzung wird gem. §  13 
BauGB im vereinfachten Verfahren durchgeführt. 
Gem. § 13 Abs. 3 BauGB wird eine Umweltprü-
fung nicht durchgeführt.

•	 Die Vorbereitung und Durchführung der Verfah-
rensschritte nach den §§ 2a bis 4a BauGB wur-
den gem. § 4b BauGB an die Kernplan GmbH 
übertragen.

•	 Der Ortsgemeinderat hat in seiner Sitzung am 
13.03.2024 den Entwurf gebilligt und die Veröf-
fentlichung der Satzung im Internet, inklusive 
einer Auslegung beschlossen (§ 13 BauGB i.V.m. 
§ 3 Abs. 2 BauGB). 

•	 Der Entwurf der Satzung, bestehend aus der 
Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil (Teil  B) 
sowie der Begründung, wurde in der Zeit vom 
08.07.2024 bis einschließlich 09.08.2024 im 
Internet veröffentlicht und zur Ansicht und zum 
Herunterladen bereitgehalten  (§ 13 BauGB i.V.m. 
§ 3 Abs. 2 BauGB). Zusätzlich fand eine öffentli-
che Auslegung statt.

•	 Ort und Dauer der Veröffentlichung im Internet 
und der Auslegung wurden mit dem Hinweis, 
dass Stellungnahmen während der Veröffentli-
chungsfrist von jedermann elektronisch per Mail, 
oder bei Bedarf schriftlich oder zur Niederschrift 
abgegeben werden können und dass nicht frist-
gerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Be-
schlussfassung über die Satzung unberücksichtigt 
bleiben können, am 05.07.2024 ortsüblich be-
kannt gemacht (§  13 BauGB i.V.m. §  3 Abs.  2 
BauGB).

•	 Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange sowie die Nachbargemeinden wurden 
mit Schreiben vom 05.07.2024 von der Veröffent-
lichung im Internet / Auslegung elektronisch be-
nachrichtigt (§  13 BauGB i.V.m.  § 3 Abs. 2 

BauGB und §  4 Abs.  2 BauGB und § 2 Abs. 2 
BauGB). Ihnen wurde eine Frist bis zum 
09.08.2024 zur Stellungnahme eingeräumt.

•	 Während der elektronischen Beteiligung, Veröf-
fentlichung im Internet / Auslegung gingen sei-
tens der Öffentlichkeit, der Behörden und der 
sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie der 
Nachbargemeinden Anregungen und Stellung-
nahmen ein. Die Abwägung der vorgebrachten 
Bedenken und Anregungen erfolgte durch den 
Ortsgemeinderat am 11.09.2024. Das Ergebnis 
wurde denjenigen, die Anregungen und Stellung-
nahmen vorgebracht haben, mitgeteilt (§ 3 Abs. 2 
Satz 6 BauGB). 

•	 Der Ortsgemeinderat hat am 11.09.2024 die Sat-
zung beschlossen (§ 10 Abs. 1 BauGB). Die Sat-
zung besteht aus der Planzeichnung (Teil A) und 
dem Textteil (Teil B) sowie der Begründung.

•	 Die Satzung wird hiermit als Satzung ausgefer-
tigt.

	 Kottweiler-Schwanden, den __.__.____

	 ________________

Die Ortsbürgermeisterin	

•	 Der Satzungsbeschluss wurde am __.__.____ 
ortsüblich bekannt gemacht (§ 10 Abs. 3 BauGB). 
In dieser Bekanntmachung ist auf die Möglichkeit 
der Einsichtnahme, die Voraussetzungen für die 
Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften 
sowie auf die Rechtsfolgen der §§ 214, 215 
BauGB, ferner auf Fälligkeit und Erlöschen der 
Entschädigungsansprüche gem. § 44 Abs. 3 Satz 
1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und auf die Rechts-
folgen des § 24 Abs. 6 GemO hingewiesen wor-
den.

•	 Mit dieser Bekanntmachung tritt die Satzung, be-
stehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem 
Textteil (Teil B) sowie der Begründung, in Kraft 
(§ 10 Abs. 3 BauGB).

	Kottweiler-Schwanden, den __.__.____

	 ________________

Die Ortsbürgermeisterin

VERFAHRENSVERMERKE

Für die Verfahrensdurchführung und die Festsetzun-
gen der Satzung gelten u. a. folgende Gesetze und 
Verordnungen:
•	 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 20. Dezember 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 394).

•	 Baunutzungsverordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I 
S. 3786), zuletzt geändert durch Gesetz vom 03. 
Juli 2023 (BGBI. I S. 176).

•	 Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleit-
pläne und die Darstellung des Planinhalts (Plan-
zeichenverordnung - PlanzV) vom 18. Dezember 
1990 (BGBI. I S. 58), zuletzt geändert durch Arti-
kel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 
1802).

•	 Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. 
Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 08. Mai 2024 (BGBI. 
2024 I Nr. 153) (Verfahren), zuletzt geändert 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 03. Juli 2024 
(BGBI. 2024 I Nr. 225) (Satzung).

•	 Landesbauordnung Rheinland-Pfalz (LBauO) vom 
24. November 1998 (GVBl. 365), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 07. Dezember 
2022 (GVBl. S. 403).

•	 Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz (GemO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 31. Januar 
1994 (GVBl. S. 153), zuletzt geändert durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 24. Mai 2023 (GVBl. S. 
133).

•	 Landesgesetz zur nachhaltigen Entwicklung von 
Natur und Landschaft Rheinland-Pfalz (Landesna-
turschutzgesetz - LNatSchG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 06. Oktober 2015 (GVBl. 
S. 283), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Ge-
setzes vom 26. Juni 2020 (GVBl. S. 287).

•	 Wassergesetz für das Land Rheinland-Pfalz (Lan-
deswassergesetz - LWG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 2015 (GVBl. S. 127), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 08. April 2022 (GVBl. S. 118).

•	 Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 25. Juli 2005 
(GVBl. S. 302), zuletzt geändert durch Artikel 5 
des Gesetzes vom 26. Juni 2020 (GVBl. S. 287).

•	 Denkmalschutzgesetz Rheinland-Pfalz (DSchG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 23. März 
1978 (GVBl. S. 159), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 4 des Gesetzes vom 28. September 2021 
(GVBl. S. 543).

•	 Grün- und Freiflächengestaltungssatzung der 
Ortsgemeinde Kottweiler-Schwanden vom 01. De-
zember 2022.

GESETZLICHE GRUNDLAGEN

TEIL A: PLANZEICHNUNG

DIE KATASTERGRUNDLAGE IST IM ORIGINAL BESTÄTIGT 
Quelle Datengrundlage: Geobasisinformationen der Vermessungs- und Katasterverwaltung 
Rheinland-Pfalz - (Zustimmung vom 15. Oktober 2002)“, Stand: Januar 2024
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3. 	 ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHE
	 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB I.V.M. § 23 

BAUNVO
Siehe Plan.
Die überbaubare Grundstücksfläche ist im Bereich 
der Satzung durch die Festsetzung von Baugrenzen 
bestimmt. Gem. § 23 Abs. 3 BauNVO dürfen Gebäude 
und Gebäudeteile die Baugrenze nicht überschreiten. 
Demnach ist das Gebäude innerhalb des im Plan 
durch Baugrenzen definierten Standortes zu errich-
ten. Ein Vortreten von Gebäudeteilen in geringfügi-
gem Ausmaß kann zugelassen werden.
Außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sind 
untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen (§ 
14 BauNVO) zulässig, die dem Nutzungszweck der 
in dem Baugebiet gelegenen Grundstücke oder des 
Baugebietes selbst dienen und die seiner Eigenart 
nicht widersprechen. Die Ausnahmen des § 14 Abs. 
2 BauNVO gelten entsprechend. Das gleiche gilt 
für bauliche Anlagen, soweit sie nach Landesrecht 
in den Abstandsflächen zulässig sind oder zuge-
lassen werden können (z.B. Stellplätze, Garagen, 
Carports, Zufahrten, Wege). Zu untergeordneten 
Nebenanlagen und Einrichtungen gehören auch 
Anlagen zur Erzeugung von Strom oder Wärme aus 
erneuerbaren Energien.

Nebenanlagen, die der Versorgung des Baugebietes 
mit Elektrizität, Gas, Wärme und Wasser dienen, sind 
auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen 
ausnahmsweise zulässig (§ 14 Abs. 2 BauNVO).

4.	 FLÄCHEN FÜR STELLPLÄTZE UND GARAGEN	
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 4 BAUGB Zwischen Garagen / Carports und der Straßenbe-

grenzungslinie der Erschließungsstraße ist ein Min-
destabstand von 5,00 m einzuhalten. Davor sind 
Stellplätze auch außerhalb der überbaubaren Grund-
stücksfläche zulässig.

5.	 HÖCHSTZULÄSSIGE ZAHL DER 
WOHNEINHEITEN JE WOHNGEBÄUDE	              
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 6 BAUGB Je Wohngebäude sind maximal 2 Wohneinheiten 

zulässig.

6.	 ANSCHLUSS AN VERKEHRSFLÄCHEN; HIER: 
EIN- UND AUSFAHRTBEREICH GRUNDSTÜCK 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB Siehe Plan.

An der im Plan durch Symbol gekennzeichneten Stelle 
im Bereich der „Ortsstraße“ wird ein Ein- und 
Ausfahrtbereich zum Grundstück festgesetzt. Ein- 
und Ausfahrten zum Grundstück sind nur in dem 
dafür vorgesehenen Bereich zulässig.

7.	 MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE 
UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN, 
NATUR UND LANDSCHAFT
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB Als Ausgleichsmaßnahme wird die Anpflanzung 

von zwei Obstbaum-Hochstämmen auf der verfüg-
baren Freifläche im straßenseitigen Abschnitt der 
Erweiterungsfläche festgesetzt. Vorzusehen sind alte 
einheimische Sorten (Pflanzqualität Hochstamm, 3xv, 
mB, StU 12-14 cm, Sicherung mit 3-Bock). Die Bäume 
werden in den ersten 10 Standjahren einem jähr-
lichen Erziehungsschnitt unterzogen, um ein stabiles 
Kronengerüst aufzubauen.

Rodungsfristen: Zur Vermeidung der Tötung von 
nistenden Vögeln bzw. der Entfernung von Gelegen 
sind die gesetzlichen Rodungsfristen nach § 39 Abs. 
5 BNatSchG zwingend einzuhalten.

Bodenpflege: Flächen, die nicht als Stellplätze, 
Zufahrten, Terrassen oder Wege benötigt werden, 
sind unversiegelt zu belassen und vegetativ anzu-
legen. Diese Flächen sind mit gebietseinheimischen 
Saatgutmischungen oder Gehölzen (Bäume und 
Sträucher) zu bepflanzen. 
Bei Gehölzen ist die regionale Herkunft 
„Westdeutsches Bergland und Oberrheingraben“ 
(Region 4) nach dem „Leitfaden zur Verwendung 
gebietseigener Gehölze“ (BMU, Januar 2012) sicher-
zustellen. Bei Saatgutmischungen ist darauf zu ach-
ten, dass es sich um zertifiziertes Regio-Saatgut 
aus dem Ursprungsgebiet „Oberrheingraben mit 
Saarpfälzer Bergland“ (UG 9) bzw. „Rheinisches 
Bergland“ (UG 7) handelt.
Großflächig mit Steinen bedeckte Flächen, auf 
denen Pflanzen nicht oder nur in geringer Zahl 
vorkommen (Schottergärten), sind nicht zulässig. 
Wasserdichte oder nicht durchwurzelbare Materialien 
(z. B. Folien, Vlies) sind nur zur Anlage von dauerhaft 
mit Wasser gefüllten Flächen zulässig. Mineralische 
Splitabdeckungen ohne zusätzliches Vlies und Folie, 
die sich z.B. trockenresistenten und insektenfreund-
lichen Beeten oder Gartenanlagen unterordnen, sind 
erlaubt.

Insektenfreundliche Beleuchtung: Beleuchtung-
en  an Straßen und Wegen, Außenbeleuchtungen 
baulicher Anlagen und Grundstücke sowie beleuchte-
te oder lichtemittierende Werbeanlangen sind i.S.d. § 
41a BNatschG technisch und konstruktiv so anzubrin-
gen, mit Leuchtmitteln zu versehen und so zu betrei-
ben, dass Tiere und Pflanzen wild lebender Arten vor 
nachteiligen Auswirkungen durch Lichtimmissionen 
geschützt sind.

8.	 ANPFLANZUNGEN VON BÄUMEN, STRÄU-
CHERN UND SONSTIGEN BEPFLANZUN-
GEN

	 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 25 A BAUGB Die nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind 
als begrünte Gartenflächen anzulegen, sofern sie 
nicht für Zufahrten, Stellplätze, Wege oder weitere 
Gestaltungselemente benötigt werden (vgl. Fest-
setzung gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB).

Für die Hochstämme können folgende Arten ver-
wendet werden: 
•	 Berg-Ahorn (Acer pseudoplatanus)
•	 Feldahorn (Acer campestre)
•	 Großlaubige Mehlbeere (Sorbus aria)
•	 Silberlinde (Tilia tomentosa)
•	 Spitzahorn (Acer platanoides)
•	 Winter-Linde / Amerikanische Stadtlinde (Tilia 

cordata)
•	 Vogelkirsche (Prunus avium)
•	 Hochstämmige Obstbäume

Geeignete Sorten von hochstämmigen Obstbäu-
men sind ausführlich in der Broschüre „Obst-
sorten für den Streuobstbau in Rheinland-Pfalz“ 
(2018) (https://www.streuobst-verbindet.de/
wp-content/uploads/2021/10/Streuobst_Sorten-
liste_RLP_2018.pdf) in der Liste mit empfehlens-
werten Apfel- und Birnensorten des Verbandes der 
Gartenbauvereine Saarland (www.gartenbauver-
eine.de/saarland_rheinland-pfalz/index.php/streu-
obstsorten) und in der Broschüre „Apfelsorten im 
Saarland“ des für Umwelt zuständigen Ministe-
riums des Saarlandes beschrieben.

Mindestqualität der Hochstämme: 3-mal ver-
pflanzt, mind.14-16 cm Stammumfang (StU) ge-
messen in 1 m Höhe.

Die Grün- und Freiflächengestaltungssatzung der 
Ortsgemeinde Kottweiler-Schwanden ist zu beach-
ten.

9.	 GRENZE DES RÄUMLICHEN 
GELTUNGSBEREICHES
GEM. § 9 ABS. 7 BAUGB Siehe Plan.

Im Geltungsbereich richtet sich die Vorhabenzulässigkeit nach den Maßstäben des § 34 BauGB, sofern 
diese Satzung keine die Maßstäbe ersetzenden Festsetzungen trifft.

1.	 MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. §§ 16-21A BAUNVO

1.1	HÖHE BAULICHER ANLAGEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB
I.V.M. § 18 BAUNVO

Siehe Plan.
Maßgebender oberer Bezugspunkt der Höhe für die baulichen und sonstigen 
Anlagen ist die Firsthöhe (FH). Diese wird hierbei als Maximalwert festge-
setzt.

Maßgebender unterer Bezugspunkt für die maximale Höhe baulicher und 
sonstiger Anlagen ist die Oberkante der angrenzenden Erschließungsstraße  
(Ortsstraße) gemessen an der straßenseitigen Gebäudemitte.

1.2	GRUNDFLÄCHENZAHL
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB
I.V.M. § 19 BAUNVO

Siehe Plan.

Die Grundflächenzahl (GRZ) wird gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 19 
Abs. 1 und Abs. 4 BauNVO auf 0,4 festgesetzt.

Bei der Ermittlung der Grundfläche sind die Grundflächen von

1.	 Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten,
2.	 Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO,
3.	 baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das 

Baugrundstück lediglich unterbaut wird,

mitzurechnen. 

1.3	 	ZAHL DER VOLLGESCHOSSE 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 20 ABS. 1 BAUNVO

Siehe Plan. 
Die Zahl der Vollgeschosse wird gem. § 16 Abs. 2 BauNVO und § 20 Abs. 
1 BauNVO als Höchstmaß festgesetzt. Es sind maximal 2 Vollgeschosse 
zulässig.

2.	 BAUWEISE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB 
I.V.M. § 22 BAUNVO

Siehe Plan
Innerhalb des gesamten Plangebietes sind ausschließlich Einzelhäuser zuläs-
sig. 

TEIL B: TEXTTEIL
FESTSETZUNGEN (§ 9 BAUGB I.V.M. BAUNVO)

HINWEISE
Verfahren
•	 Die Satzung wird im vereinfachten Verfahren gem. § 13 BauGB aufgestellt. Damit wird gem. § 13 Abs. 3 

BauGB von einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von der Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung, von 
dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umwelt-
bezogener Informationen verfügbar sind, der zusammenfassenden Erklärung nach § 10a Abs. 1 BauGB und 
gem. § 13 Abs. 2 BauGB von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 
BauGB abgesehen.

Starkregen

•	 Hinsichtlich der klimatischen Veränderungen ist darauf zu achten, dass die Oberflächenabflüsse aufgrund 
von Starkregenereignissen einem kontrollierten Abfluss zugeführt werden. Den umliegenden Anliegern darf 
kein zusätzliches Risiko durch unkontrollierte Überflutungen entstehen. Hierfür sind bei der Oberflächen-
planung vorsorglich entsprechende Maßnahmen vorzusehen. Besondere Maßnahmen zur Abwehr von 
möglichen Überflutungen sind während der Baudurchführung und bis hin zur endgültigen Begrünung und 
Grundstücksgestaltung durch die Grundstückseigentümer zu bedenken. Der Grad der Gefährdung durch 
Starkregenereignisse ist im Zuge der Bauausführung anhand weiterer Daten näher zu untersuchen. Gemäß 
§ 5 Abs. 2 WHG ist jede Person im Rahmen des ihr Möglichen und Zumutbaren verpflichtet, Vorsorgemaß-
nahmen zum Schutz vor nachteiligen Hochwasserfolgen und zur Schadensminderung zu treffen. 

•	 Um der Herausforderung zunehmender Starkregenereignisse zu begegnen, bietet das Land Rheinland-Pfalz 
landesweite Informationskarten an, die auf Basis von Berechnungen auf die Gefahren von Sturzfluten nach 
extremen Regenfällen hinweisen. Regionale Unterschiede von Niederschlagsereignissen werden dabei be-
trachtet.

•	 Bei den Sturzflutgefahrenkarten wird die Darstellung von Wassertiefen, Fließgeschwindigkeiten und -richtun-
gen von oberflächlichem Wasser, das infolge von Starkregen abfließt, durch die Betrachtung verschiedener 
Szenarien mit unterschiedlichen Regenhöhen und -dauern ermöglicht. Grundlage dieser Karten ist der ein-
heitliche „Stark-Regen-lndex“ (SRI). Das Basisszenario „Außergewöhnliche Starkregenereignisse“ (SRI 7) 
geht von 40 - 47 mm Niederschlag innerhalb einer Stunde aus, was in etwa der Wahrscheinlichkeit eines 
hundertjährlichen Hochwassers (HQ100) entspricht. Zusätzlich liefern die Szenarien „Extreme Starkregener-
eignisse“ weitere Einblicke.

•	 Bei Starkregenereignissen besteht die Möglichkeit, dass überall Oberflächenabfluss auftritt. Dabei können 
sich in Mulden, Rinnen oder Senken höhere Wassertiefen und schnellere Fließgeschwindigkeiten entwickeln. 
Aus diesem Grund ist es wichtig, stets die örtlichen Oberflächenstrukturen und die gegebenen Bedingungen 
zu berücksichtigen. Die Sturzflutgefahrenkarten sind unter dem Link https://geoportal-wasser.rlp-umwelt.de/
servlet/is/10360/ einsehbar. 

•	 Im nördlichen Bereich des Plangebiets ist auf der Ortsstraße bei einem außergewöhnlichen Starkregen im 
unbebauten Zustand mit Wassertiefen von 10 bis < 30 cm bei einer Fließgeschwindigkeit von O bis < 0,5 
m/s zu rechnen. Entlang der westlichen Grenze des Plangebiets sowie im südlichen Bereich kommt es zu 
Wassertiefen von 10 bis < 30 cm mit einer Fließgeschwindigkeit von 0,2 bis < 0,5 m/s von Nordwest nach 
Süd.

•	 Das Hochwasser- und Starkregenvorsorgekonzept der Ortsgemeinde Kottweiler-Schwanden ist zu beachten.
•	 Um der Selbstverpflichtung gem. § 5 Abs. 2 WHG gerecht zu werden, wird empfohlen, die Informationskarten 

des Landes, sowie die tatsächlichen Abflussbahnen vor Ort zu überprüfen, die Gefährdung in der Detailpla-
nung zu berücksichtigen und entsprechende Vorsorgemaßnahmen zu ergreifen (z. B. angepasste Bauweise, 
keine grundstücksgleichen Gebäudeöffnungen, Objektschutz).

Boden und Baugrund
•	 Bei Eingriffen in den Baugrund sind grundsätzlich die einschlägigen Regelwerke (u.a. DIN 4020, DIN EN 

1997-1 und -2, DIN 1054) zu berücksichtigen. Für Neubauvorhaben oder größere An- und Umbauten (ins-
besondere mit Laständerungen) werden seitens des Landesamtes für Geologie und Bergbau objektbezogene 
Baugrunduntersuchungen empfohlen.

•	 Bei allen Bodenarbeiten sind die Vorgaben der DIN 19731 und der DIN 18915 zu berücksichtigen.

Geologiedatengesetz
•	 Nach dem Geologiedatengesetz ist die Durchführung einer Bohrung bzw. geologischen Untersuchung spä-

testens 2 Wochen vor Untersuchungsbeginn beim Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz 
(LGB) anzuzeigen. Für die Anzeige sowie die spätere Übermittlung der Bohr- und Untersuchungsergebnisse 
steht das Online-Portal Anzeige geologischer Untersuchungen und Bohrungen Rheinland-Pfalz unter https://
geoldg.lgb-rlp.de zur Verfügung.

Altablagerungen
•	 Für den Geltungsbereich der Ergänzungssatzung sind keine Altablagerungen, Altstandorte, schädliche Bo-

denveränderungen oder Verdachtsflächen bekannt (nachsorgender Bodenschutz).
•	 Sofern Erkenntnisse über abgelagerte Abfälle (Altablagerungen), stillgelegte Anlagen, bei denen mit umwelt-

gefährlichen Stoffen umgegangen wurde (Altstandorte) oder gefahrverdächtige Beeinträchtigungen der Bo-
denfunktionen wie z.B. Schadstoffverunreinigungen, Bodenverdichtungen oder -erosionen (Verdachtsflächen 
bzw. schädliche Bodenveränderungen) vorliegen, sollten diese auf ihre Umweltauswirkungen (Gefährdungs-
pfade Boden, Wasser, Luft) hin überprüft werden.

Landesarchäologie

•	 In der Fundstellenkartierung der Direktion Landesarchäologie ist im Geltungsbereich der o.g. Planung bis-
lang keine archäologische Fundstelle resp. Grabungsschutzgebiet verzeichnet.

•	 Die ausführenden Baufirmen sind eindringlich auf die §§ 17 und 18 des Denkmalschutzgesetzes (DSchG) 
vom 23.3.1978 (GVBI., 1978, S.159 ff), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 28.09.2021 
(GVBI. S. 543), hinzuweisen. Danach ist jeder zutage kommende, archäologische Fund unverzüglich zu mel-
den, die Fundstelle soweit als möglich unverändert zu lassen und die Gegenstände sorgfältig gegen Verlust 
zu sichern.
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•	 Absatz 1 entbindet Bauträger/Bauherrn bzw. entsprechende Abteilungen der Verwaltung jedoch nicht von 
der Meldepflicht und Haftung gegenüber der GDKE.

•	 Sollten wirklich archäologische Objekte angetroffen werden, so ist der Direktion Landesarchäologie ein an-
gemessener Zeitraum einzuräumen, damit die Landesarchäologie ihre Rettungsgrabungen, in Absprache 
mit den ausführenden Firmen, planmäßig den Anforderungen der heutigen archäologischen Forschung ent-
sprechend durchführen kann. Im Einzelfall ist mit Bauverzögerungen zu rechnen. Je nach Umfang der evtl. 
notwendigen Grabungen sind von Seiten der Bauherren/Bauträger finanzielle Beiträge für die Maßnahmen 
erforderlich.

•	 Die Direktion Landesarchäologie ist an den weiteren Verfahrensschritten zu beteiligen, da jederzeit bisher 
unbekannte Fundstellen in Erscheinung treten können.

•	 Im Planungsgebiet können sich zudem bisher nicht bekannte Kleindenkmäler (wie Grenzsteine) befinden. 
Diese sind zu berücksichtigen bzw. dürfen von Planierungen o.ä. nicht berührt oder von ihrem angestamm-
ten, historischen Standort entfernt werden.

Erneuerbare Energien

•	 Es sind die zum Zeitpunkt der Antragsstellung auf Baugenehmigung oder Genehmigungsfreistellung je-
weils geltenden Vorschriften zur Installation erneuerbarer Energien zu beachten, welche über die Vorgaben 
dieses Bebauungsplans hinausgehen können. 

•	 Insbesondere sind die Pflichten nach dem Landesgesetz zur Installation von Solaranlagen (Landessolarge-
setz - LSolarG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. September 2021 (GVBl. 2021, 550), unter Be-
rücksichtigung der jeweils geltenden Änderungen zu beachten.  

Wasserschutzgebiet

•	 Das Plangebiet befindet sich zwar außerhalb eines Wasserschutzgebietes jedoch unmittelbar angrenzend 
zur Schutzzone II der für die öffentliche Trinkwasserversorgung dienenden Tiefbrunnen der Stadtwerke 
Ramstein-Miesenbach GmbH.

Normen

•	 Die Einsicht in die verwendeten Normen, Richtlinien und Gesetze ist im Bauamt der Verbandsgemeindever-
waltung Ramstein-Miesenbach möglich.

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit §§ 57 - 63 Landeswassergesetz)

•	 Das Plangebiet ist im modifizierten Mischsystem zu entwässern.
•	 Das Schmutzwasser ist in den bestehenden Mischwasserkanal einzuleiten.
•	 Das auf dem Grundstück anfallende Niederschlagswasser ist vollständig auf dem Grundstück zu versickern. 

Sollte eine Versickerung technisch oder rechtlich nicht möglich sein, ist das anfallende Niederschlagswasser 
durch geeignete Maßnahmen (z. B. Dachbegrünung, Retentionszisternen, etc.) auf dem Grundstück zurück-
zuhalten und gedrosselt der vorhandenen Kanalisation zuzuführen. Die konkretisierten Planungen / 
Detailplanungen sind vor der Bauausführung mit den zuständigen Ver- und Entsorgungsträgern abzustim-
men. Die Konzeption der Plangebietsentwässerung sollte so gestaltet werden, dass möglichst das gesamte 
im Verfahrensgebiet anfallende Oberflächenwasser in diesem verbleibt, und maximal nur ein Notüberlauf an 
die öffentliche Kanalisation angeschlossen wird. Ein Entwässerungskonzept ist vorzulegen.

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 88 LBauO)

•	 Die Installation von Anlagen zur Nutzung solarer Energie auf den Dachflächen ist zulässig. 
•	 Die Errichtung von Flachdächern ist unzulässig. Lediglich Garagen sind mit Flachdach zulässig.
•	 Dacheindeckungen, Fassadengestaltung: Unzulässig sind Dacheindeckungen und Fassadenverkleidungen 

aus glänzenden/reflektierenden Materialien.
•	 Fassaden und Dachflächen der Wohngebäude können zwecks naturschutzfachlicher Aufwertung und Ver-

besserung des Mikroklimas begrünt werden. 
•	 Stellplätze: Je Wohneinheit sind 1,5 Stellplätze auf dem Privatgrundstück nachzuweisen. 

FESTSETZUNGEN AUFGRUND
LANDESRECHTLICHER VORSCHRIFTEN

(§ 9 ABS. 4 BAUGB I.V.M. LWG UND LBAUO)


